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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Lastkraftwagen, die im Güternahverkehr oder im Werknahver- 
kehr eingesetzt werden, haben einen beschränkten Aktions- 
radius, für dessen Mittelpunkt der jeweilige Sitz des Unter- 
nehmens als Standort ausschlaggebend ist. 

Unternehmen mit Sitz im Zonenrandgebiet, im wirtschaftlich 
schwachen Teil Schleswig-Holsteins oder in denjenigen Stadt- 
und Landkreisen, die in einer besonderen Rechtsverordnung der 
Bundesregierung ausdrücklich benannt sind, haben jedoch den 
Vorteil, unabhängig vom Sitz des Unternehmens einen fiktiven 
Standort wählen zu können. Dies führt zu Wettbewerbsverzer- 
rungen im Verhältnis zu anderen Unternehmen, die diese Vor- 
teile nicht wahrnehmen können. 


B. Lösung 

Der Vorteil der fiktiven Standortwahl soll allen Unternehmern 
im gesamten Bundesgebiet eingeräumt werden. 


C. Alternativen 

Es ist erwogen worden, die fiktive Standortwahl lediglich in 
allen Grenzgebieten zuzulassen. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 
(13, Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Engelsberger, Strauß^Dr. Pohle, 
Haage (München), Schmidt (Kempten), Ollesch und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

— Drucksache VI/428 — 


A, Bericht des Abgeordneten Wendt 


Der Gesetzentwurf ist in der 36. Sitzung des ^ 
Deutschen Bundestages vom 11. März 1970 an den | 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen überwiesen worden, der die Vorlage 
in seiner Sitzung am 17. und 23. September 1970 
beraten hat. i 

Nach der jetzt geltenden Fassung des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes haben Lastkraftwagen, die im all- i 
gemeinen Güternahverkehr und im Werknahver- 
kehr eingesetzt werden, nur einen beschränkten ! 
Aktionsradius, für dessen Mittelpunkt der Sitz des 
Unternehmens als Standort ausschlaggebend ist. Le- 
diglich die Unternehmen im Zonenrandgebiet, in 
bestimmten Gebieten Schleswig-Holsteins oder in 
Stadt- und Landkreisen, welche die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung als wirtschaftlich schwach 
und verkehrsmäßig ungünstig gelegen anerkannt 
hat, haben den Vorteil, relativ unabhängig vom Sitz 
einen fiktiven Standort für die Fahrzeuge bestim- 
men zu können, der dann ausschlaggebend für den 
Aktionsradius ist. Dies führt jedoch zu Wett- 
bewerbsverzerrungen im Verhältnis zu anderen 
Unternehmen, die diese Vorteile nicht in Anspruch 
nehmen können. 

Die Antragsteller streben mit ihrem Antrag an, 
den Vorteil der fiktiven Standortwahl auch den- 
jenigen Unternehmen einzuräumen, deren Aktions- 


radius durch die Grenze mit Österreich oder mit der 
Schweiz eingeengt wird. Der Ausschuß hält dieses 
Anliegen grundsätzlich für berechtigt; er ist jedoch 
der Auffassung, daß der Vorteil der fiktiven Stand- 
ortwahl gleichermaßen allen Unternehmen im Bun- 
desgebiet eingeräumt werden sollte, um bestehende 
Wettbewerbsverzerrungen auszugleichen und für 
die Zukunft zu vermeiden. Es hat sich gezeigt, daß 
Benachteiligungen für einzelne Unternehmen im 
Wettbewerb nicht nur durch die Grenze des Bundes- 
gebietes entstehen, sondern auch dadurch, daß ein 
einheitliches Wirtschaftsgebiet in begünstigte und 
nicht begünstigte Räume eingeteilt wird. Nach Auf- 
fassung des Ausschusses lassen sich befriedigende 
Abgrenzungskriterien für die Einteilung in begün- 
stigte und nicht begünstigte Stadt- und Landkreise 
nicht finden, so daß es notwendig erscheint, die 
Vorschriften über die fiktive Standortwahl einheit- 
lich auf das gesamte Bundesgebiet auszudehnen. 

Begrenzte Vorrechte der Unternehmen im Zonen- 
randgebiet und im wirtschaftlich schwachen Teil 
Schleswig-Holsteins sollen erhalten bleiben. Hier 
kann der fiktive Standort grundsätzlich bis zu 50 km 
vom Sitz des Unternehmens und von der Zonen- 
grenze bzw. von der Westküste Schleswig-Holsteins 
entfernt sein, während im übrigen eine Grenze von 
30 km gilt. 
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Eine Minderheit im Ausschuß hat gegen die vor- 
geschlagene Neufassung Bedenken erhoben, weil 
von ihr Nachteile für die Deutsche Bundesbahn und 
für den Güterfernverkehr befürchtet werden müß- 
ten und weil die Auswirkungen des geplanten 
Liberalisierungsschrittes im Güternahverkehr nicht 
ausreichend exakt vorhersehbar seien. Diese Be- 
denken werden von der Ausschußmehrheit nicht 
geteilt, nachdem der zuständige Vertreter des Bun- 
desministeriums für Verkehr erklärt hat, daß nach 
sorgfältiger Untersuchung eine wesentliche Kapazi- 
tätsausweitung des Güternahverkehrs nicht zu er- 
warten sei. 

Der Ausschuß schlägt daher die anliegende Neu- 
fassung des Antrages vor, die sich nach seiner Auf- 
fassung sinnvoll in das verkehrspolitische Programm 
einfügt, ein gewisses Maß an Liberalisierung durch- 
zuführen und dem Konkurrenzprinzip stärker als 
bisher Rechnung zu tragen. 


Bonn, den 23. September 1970 


Wendt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/428 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. September 1970 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Wendt 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. 1970 IS. 1) wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 6 a erhalten die Absätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„(1) Die von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde hat auf Antrag des Unternehmers einen Ort 
als Standort zu bestimmen, an dem der Unternehmer 
weder den Sitz seines Unternehmens noch eine ge- 
schäftliche Niederlassung hat (angenommener Stand- 
ort). 

(2) Der angenommene Standort darf nicht weiter 
als dreißig Kilometer in der Luftlinie vom Sitz oder 
der Niederlassung entfernt liegen. Liegt der Sitz 
oder eine nicht nur vorübergehende geschäftliche 
Niederlassung des Unternehmers 

1. in dem von der Bundesregierung anerkannten 
Zonenrandgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach dem Stand vom 1. Januar 1957 oder 


2. nördlich des Nordostseekanals nicht weiter als 
vierzig Kilometer in der Luftlinie von der West- 
küste des Landes Schleswig-Holstein entfernt, 

darf der angenommene Standort entweder nicht wei- 
ter als dreißig Kilometer in der Luftlinie vom Sitz 
oder der Niederlassung oder nicht weiter als fünf- 
zig Kilometer in der Luftlinie sowohl vom Zonen- 
rand oder der Westküste des Landes Schleswig- 
Holstein als auch vom Sitz oder der Niederlassung 
entfernt liegen. Die Entfernungen nach Satz 1 und 2 
werden zum Ortsmittelpunkt des angenommenen 
Standorts sowie vom Ortsmittelpunkt der Gemeinde 
aus gemessen, in der sich der Sitz oder die Nieder- 
lassung befindet." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


3 



